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(No. 1273.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21ſten November 1830., uͤber die Abänderung 
3: der Vorſchrift im H. 11. des Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietaͤts⸗-Reglements 


[> vom 27ften Dezember 1785. 

Ich beſtimme auf Ihren Bericht vom 23ſten v. M. angetragenermaßen, daß 
die im H. 11. des Weſtpreußiſchen Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Reglements vom 27ſten 
Dezember 1785. bei Vergütung von Partial⸗Braͤnden vorgeſchriebene Modalität 
fernerhin nicht angewendet, vielmehr in allen Faͤllen, wo ein Gebaͤude nicht 
ganz, ſondern nur theilweiſe abbrennt, gleichviel ob die Beſchaͤdigung nur das 
Dach oder auch den uͤbrigen Theil des verſicherten Gebaͤudes getroffen hat, der 
wirkliche Verluſt ermittelt und nur die nach dem Verhaͤltniß dieſes Verluſtes zu 
dem ganzen Bauwerth des verſicherten Gebaͤudes abgemeſſene Rate der Ver⸗ 
ſicherungs⸗Summe verguͤtet werde. Berlin, den 21ſten November 1830. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats miniſter Freiherrn v. Brenn. 


(No. 1274.) Verordnung über die Maaßgaben, unter welchen die Taxations-Grundſaͤtze der 
5 Poſenſchen Landſchaft bei Aufnahme gerichtlicher Taxen der Ritterguͤter im 
Großherzogthume Poſen anzuwenden ſind. Vom Sten Januar 1831. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. N | 


haben auf den Vortrag Unſeres Staatsminiſterü und nach vorgängiger Berathung 


des Gegenſtandes mit Unſeren getreuen Ständen des Großherzogthums Poſen, 
die Reviſion der Targrundſaͤtze für den landſchaftlichen Kreditverein des 


Großherzogthums Poſen, Behufs ihrer Anwendung bei gerichtlicher Ab⸗ 


ſchaͤtzung der Ritterguͤter in dortiger Provinz vornehmen laſſen, und verordnen 
deshalb wie folgt: i i 
' Bei der Aufnahme gerichtlicher Taxen von den Ritterguͤtern des Groß⸗ 
herzogthums Poſen, jedoch mit Ausnahme derjenigen, welche noch zum Weſt⸗ 
preußiſchen landſchaftlichen Verbande gehören, kommen die von dem Miniſterio 
des Innern unter dem 15ten Dezember 1821. (Geſetzſammlung Seite 268.) 
und Sten Juli 1825. (Anhang zu No. 34. des Poſenſchen Amsblatts vom 
Jahrgang 1831. — (No. 1273 — 4274) A 23ſten 


(Ausgegeben zu Berlin den Sten März 1831.) 
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23ſten Auguſt 1825.) beſtaͤtigten Taxgrundſaͤtze fir den landſchaftlichen Kredit⸗ 
Verein des Großherzogthums Poſen, jedoch mit folgenden Abaͤnderungen und 
Modifikationen, in Anwendung. x 
§. 1. Forſtnutzungen werden nicht nach den im H. 75. der Taxgrundſaͤtze 
vom 15ten Dezember 1821. beſtimmten Normalſaͤtzen, ſondern nach allgemeinen 
forſtwiſſenſchaftlichen Grundſaͤtzen veranſchlagt, und zu dieſem Behuf, in ſofern 
es noch nicht geſchehen, ſpeziell vermeſſen (ef. H. 80. a. a. O.). Nach jenen 
Grundſaͤtzen wird auch bei der Veranſchlagung der Raͤumden und Bloͤßen (ek. 
9H. 76. und 81. a. a. O.), imgleichen bei derjenigen der Verwaltungs- und 
Holzſchlagungskoſten (§. 79. a. a. O.) verfahren. Im Uebrigen kommen die 
HH. 74. 77. bis 79. F. 81. f. f. gedachten Targrundfäße in Anwendung. 
§. 2. Das zur Bewirthſchaftung des Gutes erforderliche Inventarium 
kommt in ſofern in Betracht, als daſſelbe, fo weit es vorhanden iſt, als Zubehör 
des Gutes vorausgeſetzt wird, und, in ſofern es daran fehlt, verhaͤltnißmaͤßige 
Abzuͤge gemacht werden. | 
Dem gemäß finden die im H. 9. No. 5. und H. 92. Litt. a. der Taxgrund⸗ 
fäße vom 15ten Dezember 1821. beſtimmten Abzüge nur wegen des fehlenden 
Theils des erforderlichen Inventariums Statt. J 
§. 3. Der ermittelte Rein⸗Ertrag der Guͤter wird nicht, wie es ruͤckſicht⸗ 
lich der Amortiſations-Beitraͤge der bepfandbrieften Guͤter bei den Kredittaxen 
des landſchaftlichen Vereins im H. 10. a. a. O. beſtimmt iſt, im zwanzigfachen, 
ſondern im fuͤnfundzwanzigfachen Betrage zu Kapital berechnet. 8 
$. 4. Haben die herrſchaftlichen Wohngebaͤude und Schmuckanlagen einen 
hoͤhern Bauwerth, als nach den Normalſaͤtzen . 94. a. a. O. angenommen wird, 
ſo kommt ſolcher uͤber dieſe Saͤtze hinaus in dem Maaße zur Taxe, als darauf 
unter beſondern Lokalverhaͤltniſſen nach dem Ermeſſen der Schaͤtzungskommiſſarien 
bei Kaufen von den Konkurrenten Ruͤckſicht genommen zu werden pflegt. Ob 
und wie hoch dieſe Gebaͤude in der Feuerſozietaͤt verſichert ſind, kommt dabei 
nicht in Betracht, wohl aber ſind die Unterhaltungskoſten in Anſchlag und ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig in Abzug zu bringen. EN 
F. 5. Auch die Ehrenrechte und andere bei dem Gute vorhandenen Reali⸗ 
täten, welche nach H. 12. oder ſonſt, weil ſie keinen wirklichen Ertrag gewaͤhren, 
bei der landſchaftlichen Kredittaxe nicht in Anſchlag kommen, muͤſſen doch mit dem 
landablichen Satze, oder in Ermangelung deſſelben von den Schaͤtzungskommiſſa⸗ 
rien nach dem Werthe, den man im gemeinen Leben darauf zu legen pflegt, der. 
Taxe zugeſetzt werden. Gegeben Berlin, den Sten Januar 1831. ö 
= Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum. v. Hake. 
8 Maaſſen. Fur den Juſtizminiſter: v. Kamptz. 


(No. 1 2750 


(Fo. 1275.) Alterhöchfte Kabinetsorder vom 27ſten Februar 1834., betreffend die mit dem cer au, ee, u, 

3 Aften April d. J. eintretende Beſtimmung, daß keine andere Intereſſenten A 2 2. 4 
als die dazu verpflichteten Civilbeamten in die allgemeine Wittwen⸗Verpfle⸗ ö 5 
gungs- Anſtalt aufgenommen werden ſollen. 


D. nach Ihrem Berichte vom 31ſten v. M. die Reglementar-⸗Beſtimmungen 
fuͤr das Inſtitut der hieſigen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs-Anſtalt eine 
genaue Reviſion erfordern, bei welcher es ſich insbeſondere zur naͤhern Erwaͤgung 
eignen wird, wiefern dieſe zum uͤberwiegend groͤßern Theil nur durch die aſſozürten 
Cioil⸗Staatsbeamten gebildete Geſellſchaft fortan lediglich auf den Beitritt der 
letztgedachten Klaſſe von Theilnehmern einzurichten und das Statut demgemaͤß zu 
aͤndern ſey: ſo will Ich ſchon jetzt, unter voͤlliger Aufrechthaltung der von der 
Anſtalt bisher uͤbernommenen und durch die Staats⸗Kredit⸗Inſtitute verbuͤrgten 
Verpflichtungen gegen die aufgenommenen Sozietaͤtsgenoſſen, vorlaͤufig und bis zur 
weitern Beſchlußnahme uͤber die Bildung einer neuen Wittwenſozietaͤt, beſtimmen: 
daß vom naͤchſten Rezeptionstermine, dem 1ſten April d. J. ab, und dieſen 4 2.2 e 
mit eingeſchloſſen, die Aufnahme neuer Intereſſenten in die Alete ZeHRR 
Wittwen⸗Verpflegungs-Anſtalt auf diejenigen Civil⸗Beamten, denen nach 
Meinen Orders vom 17ten Juli 481 6., 22ſten Auguſt 1817. und 3ten 
September 1817. der Beitritt zur Pflicht gemacht iſt, beſchraͤnkt und außer 
ihnen keinem Andern weiter geſtattet ſeyn ſoll. f 
Bei dieſer vorläufigen Beſchraͤnkung ſoll es fernerhin der baaren Entrichtung der 
ſtatutenmaͤßigen Antrittsgelder, oder der Hinterlegung verzinslicher Wechſel, von N 
Seiten der neu hinzutretenden Mitglieder nicht bedürfen, vielmehr der Zinſenbetrag 
von dem ſtatutenmaͤßig zu berechnenden Antrittsgelde mit Fuͤnf vom Hundert den 
laufenden halbjährigen Beiträgen zugeſchlagen und mit ihnen zuſammen erhoben 
werden. Auch ſoll einem jeden der bis jetzt rezipirten Intereſſenten — mit Aus⸗ g 
nahme jedoch der beitrittspflichtigen Civil⸗Staatsbeamten und der Civil⸗Staats⸗ — 
Penſionaire — geſtattet ſeyn, aus der Geſellſchaft auszutreten, oder die verſicherte 
Penſion, mit Beobachtung der reglementsmaͤßigen Penſionsraten zu 25 Rthlr. Gold, 
herabzuſetzen, ſofern zu dem einen wie dem andern der Konſens der verſicherten 
Ehefrau beigebracht wird. De 
Ich ermaͤchtige Sie, dieſen Meinen Befehl durch die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 27ſten Februar 1831. 


Friedrich Wilhelm. 
An N IE : 


die Staatsminiſter von Schuckmann und Maaſſen. 


"Wo. 42750 san Fo. 1276.) 


— Be 


(No. 1276.) Erklärung wegen Abänderung des H. 3. der zwiſchen der Koͤniglich⸗Preußiſchen 
und der Großherzoglich⸗Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung im Jahre 
1811. abgeſchloſſenen Konvention, wegen wechfelfeitiger Anhaltung und 
Auslieferung det Vagabunden. Vom 28ſten Februar 1831. 


De 
In Betracht des Umſtandes, daß die Beſtimmung des $. 3. der Konvention 
vom 14ten November 1811. wegen wechfelfeitiger Anhaltung und Auslieferung 
der Vagabunden uͤber den Erſatz der Arreſt⸗- und Verpflegungs⸗Koſten in ihrer 
Ausfuhrung oͤfters zu Weiterungen Veranlaſſung gegeben hat; haben die 
Koͤniglich⸗Preußiſche und Großherzoglich⸗Mecklenburgiſche Regierung folgende 
Modifikation des gedachten H. 3. verabredet: 
Diejenigen Gensd'armes oder Polizei⸗Offizianten, welche mit der Aus⸗ 
lieferung der Vagabunden beauftragt ſind, ſollen ſich mit der betref⸗ 
fenden naͤchſten Grenzbehoͤrde daruͤber konzertiren, wann und in welcher 
Art die Ueberlieferung dergleichen Individuen jedesmal geſchehen ſoll. 
Die bis zur Auslieferung erwachſenen Arreſt⸗ und Verpflegungs⸗ 
Koſten ſind jedoch nicht als zur Erſtattung geeignet anzuſehen, ſon⸗ 
dern ein jeder Staat traͤgt die Koſten, welche fuͤr ihn in dieſer Be⸗ 
ziehung entſtehen, als einen zufaͤlligen Schaden. 
Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen und Seiner 
Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin zweimal gleich⸗ 
lautend ausgefertigte Erklaͤrung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung, 
in den beiderſeitigen Landen Kraft und Wirkſamkeit erhalten und öffentlich bekannt 
gemacht werden. 5 f 1 
So geſchehen Berlin, den 28ſten Februar 1831. 


= (L. S.) 5 
Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
v. Schoͤnberg. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende, 
von dem Großherzoglich⸗Mecklenburgiſchen Geheimen Miniſterium zu Schwerin 
unterm Aten d. M. vollzogene Erklaͤrung ausgewechſelt worden iſt, hierdurch 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 28ſten Februar 1831. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
vv. Schoͤnberg. d 8 


